
1.Beible. tt Beiblatt zurPa.rlamentskorrespondenz 15.Novembel' 1952 

Auseenminister Dr.Gruber über die Gleichenberger übereinkommen 

An fr ag e b e an t w 0 r tun g 

Auf die Anfrage der Abg.Dr.P f e i f e r und Genossen, betreffend 

die G1eiohenbereer Übereinkommen,t,eil t Bundesminister für die Auswärtigen' 

Anßelegenheiten Dr.G I' u b e r folS'endes mit: 

Die österreichische Bundesregierung hat sich immer auf den Stand­

punkt gestellt und wird auch weiterhin den Standpunkt einnehmen, dass alle 

Massnahmen, die gegen österreichisches Vermögen im Ausland unter dem Titel 

d.er 13esohlagnahme des (<3utschen Eigentums ohne vertragliche Abmachungen 

ereriften wurden, völkerrechtswidrig sind.. Denn Österreioh, daswälu'end 

der nationalsozialistischen Besetzung keine Handlungsfreiheit besas8~ 

tx-ifft keine Verantwortlichkeit an dem Kriege und den Ha.ndlungen der' 

deutsohen Wehrmacht. Deshalb können österreich gegenüber aus diesem Titel 

keine Ansprüohe auf Schadenersatz geltend gemacht werden. Manwirda11erdings 

Ju~o81aWj,;el'l l'lioht verwehren können, im Rahmen seiner National*sierungsgesetz~ 

gebung auchösterreichisches Vermögen zu enteignen. Dies kann nach den all­

«emeinen vi;)lkerrechtlichen Grundsätzen nur gegen angemessene Entschä,dlgLUlß 

erfolgen. 

, Die jugoslawische Regierung stellt sich demgegenüber auf den Stand­

p\1nkt,dass die gegen das österre1chisohe Eigentum in Jugoslawien 8.\1f Grund 

dQ~ Eeschlusses über die Konfisz1erung deutsohen Vermögens getroffenen 

Liq,u1d.ationB~assnahmen duroh die Schäde:ngerechtfertigt seien,die Jugo­

sltt,w1en im.Xriege duroh Zerstörungen erlitten hätte, a.n denen auchösterre1 .. 

chischG Truppen beteiligt gewesen wären .. Die jugoslawische FQrde:rune;,di.G 

eieh 4a,raus soWie aus den Ans prii ehen auf Ersatz für aus JugoslawienvEilr­

a.hl$ppte und in Österreich konsumierte oder investierte Güter erg'9.oe. 

ü'berstelgewl:l.it den Wert des ös"terreichischen Vermögens in Jugosla.wien. 

lIieKonfiiSZiel'\1Ilg dieses Vermögens müsse deshalb als Minimalgenugt"'l1!lg 

tü.r die verursachten Zerstörungen und Schäden angesehen werden. trber~ieB 

\lUrdendie j\1gos1awischen Gebietsforderungen seinerzeit von der Alls.an­

m1rl1sterkonferenz 1949 mit dem Hinweis abgewiesen, dass ihr duroh den 

Staatlivertrag das österreichische Vermögen in Jugoslawien entschädi~liJloS 

zufa.lle. 
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Beiblatt zur Parlamentskor~espondens 15o November 1952 

Der Standpunkt der österreiehischen "Bundesregierung ist auoh bei 

den Verhand~ungen in Bad Gleichenberg festgehalten worden. Bei diesen Ver­

handlungen konnte insofern' ein Erfolg erzielt werden, als sich die jugo­

sle.~sehe Regierung geleeentlieh der Besprechungen in Brioniunter' Aufreoht­

erha.ltung ihres Standpunktes hinsichtlich der Liquidierung des osterrei­

ohisohen Eigentums in Jugoslawien z~ Zwecke der E~zielune eines Abkommens 

üba~den kleinen Grenzverkehr und im Geiste der Freundschaft und des guten 

Willens bereit~rklärthatJ gewissen österreichischen Doppelbesitzern im 

jugoslawisohan Grenzbezirk die Ausübung ihrer Eigentumarechte zugestattan. 

Jugoslawien hat sich jedoch ausserstande erklärt, die österreichischen Ee­

ei tzer h.lnsiohtlich ihrer Privatbesitzrechte besser zu stellen als die 

eigenen Staatsbürger. 

Im Sinne dieser Bereitschaft ist nun in Bad GI eichenberg. das , 

Ubereink~mme~ zur Regelung des kleinen Grenzverkehrs und ein Übereinkommen 

über die Liee;enschafteh der österreichischen Doppelbesitzer 1m jugoslawischen 

Grenzbezirk entworfen und paraphiert worden. Auf Grund dieser Bestimmungen 

wird der überwiegenden Zahl der osterreichischen Doppelbesitzer ihr im 

jugosla. ... V1sohen Grenzbezirk gelegener Grund und Boden in natura_zurüo~ge­

ß'eben werden. Eina- späterEJl Regelung betreffend das restliche ästerreichisohe 

E1gentum wird durch das Gleichenberger 'Übereinkommen nicht vorgegriffa~ 

Soweit der Sachverhalt. 

Absohliessend darf bemerkt werden, dass die Regeln des Völkerrechtes 

leider in den vereangenen Jahren sehr oft in gröblicher Weise ver~etzt wurden. 

Der Appell an das Völkerrecht als Basis eigener Ansprüche steht freilich nur 

dann auf einer festen moralischen Grundlage, wenn man bereit ist, ~u jed.er 

Zelt und unter allen Umständen für die Regeln des Völkerrechtes einzutreten, 

nicht aber nur dann, wenn sie einem gerade Nutzen bringen. Wäre das Völkerreoht 

immer geachtet \Worden und wären nicht Doktrinen zur Herrschaft gelMgt, 

die der Aohtung vor dem Völkerrecht ermangelten, SO wäre der österreichisohe 

Staat nie in die Lage gekommen, in schwierigen und mühselieen Verhandlungen 

wieder einen geordneten Rechl~tand erkämpfen zu müssen. 

-.-.-« ..... 

522/AB VI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




